
Willkürliche Enteignungen durch „legale Mittel“
Die meisten Enteignungen von Betrieben sind in der Sowjet­
zone auf Grund des Befehls Nr. 124 der Sowjetischen Militär- 
Administration Deutschlands (SMAD) durchgeführt worden. 
Seine Grundlage findet dieser Befehl in den vom Alliierten 
Kontrollrat für ganz Deutschland angeordneten Maßnah­
men zur Ausschaltung der Kriegsverbrecher und Naziakti­
visten (vergl. lb des Befehls Nr. 124).

Enteignungen auf Grund des Befehls Nr. 124.
Nach diesem Befehl mußten die Betriebe von Kriegsver­
brechern und Naziaktivisten von örtlichen Sequesterkom­
missionen, die nach Ziff. 3 des Be­
fehls Nr. 124 zu bilden waren, er­
mittelt, sequestriert und unter Treu­
handverwaltung gestellt werden. Die 
so sequstrierten Betriebe wurden in 
drei Listen eingeteilt:
Liste A: Betriebe, die für den Über­

gang in das Eigentum der 
Länder und Provinzen vor­
gesehen waren,

Liste B: Betriebe, die nach erfolgter 
Prüfung der politischen Be­
lastung ihrer Eigentümer 
zurückgegeben wurden (in 
fast allen Fällen kamen 
hierfür nur kleine Betriebe 
in Betracht),

Liste C: Betriebe, die weiterhin unter Sequester der Be­
satzungsmacht blieben (durchgängig nur industri­
elle Großbetriebe).

Von den Betrieben der Liste C wurden im Sommer und 
Herbst 1946 rund 200 Betriebe zu sowjetischem Eigentum 
erklärt und als Sowjetische Aktiengesellschaften weiterge­
führt.
Sie befinden sich in sowjetrussischem Eigentum. Es handelt 
sich zumeist um Großbetriebe der Grundstoffindustrien, die 
wegen ihrer Bindung an einen bestimmten Standort nicht 
demontiert werden konnten.
Die Gewinne der Sowjetischen Aktiengesellschaften stehen 
der Sowjetunion zu. Sie stellen eine ganz neuartige Form 
der wirtschaftlichen Ausbeutung eines besetzten Landes 
durch die Okkupationsmacht dar.
Die Sowjetischen Aktiengesellschaften beherrschten im Jahre 
1949 rd. 25 °/o der gesamten sowjetzonalen Industrieproduk­
tion. In der chemischen Industrie betrug der Anteil mehr 
als die Hälfte der Gesamtproduktion, in der Metallurgie 
46 °/o, in der Elektrotechnik 41 % und im Bergbau 36 °/o. 
Es versteht sich von selbst, daß mit diesen hohen Anteils­
quoten die Schlüsselpositionen der sowjetzonalen Industrie 
unmittelbar kontrolliert werden können.
In den Jahren nach 1949 sind verschiedene Sowjetische 
Aktiengesellschaften — zumeist handelte es sich um unren­
tabel arbeitende Betriebe — von der Sowjetunion zurück­
gegeben worden. Sie wurden nach ihrer Rückgabe als volks­
eigene Betriebe weitergeführt.
Die Betriebe der Liste A wurden durch Gesetze und Ver­
ordnungen der Länderverwaltungen als enteignet erklärt 
und in das Eigentum des Volkes übergeführt. Das erste 
dieser Gesetze erging im Lande Sachsen am 30. 6. 46, das 
durch einen sog. Volksentscheid am gleichen Tage ange­
nommen wurde. In den übrigen Ländern der Sowjetzone 
wurde von einem solchen Volksentscheid abgesehen.
Es ergingen einfache Gesetze oder Verordnungen, die mit 
dem sächsischen Gesetz vom 30. 6. 46 inhaltlich überein­
stimmten. Man unterstellte hierbei, daß die Enteignung

der Betriebe in Liste A auch in den jeweiligen Ländern 
dem Volkswillen entspreche, wie er im sächsischen Volks­
entscheid zum Ausdruck gebacht worden sei (vgl. Abs. 1 
der Präambel zum Befehl der SMAD Nr. 64 vom 17. April 
1948).
Die Beschlüsse des Alliierten Kontrollrats, die als Rechts­
grundlage für den Befehl Nr. 124 zu gelten haben, sprechen 
unmißverständlich von „Maßnahmen zur Ausschaltung von 
Kriegsverbrechern und Naziaktivisten". Der gleiche Ge­
setzeszweck kommt im Befehl Nr. 124 selbst (vgl. Ziff. lb 
des Befehls) sowie im sächsischen Gesetz vom 30. 6. 1946 

und in den ihm nachgebildeten 
Gesetzen der übrigen Länder der 
Sowjetzone zum Ausdruck. Es kann 
also niemals bestritten werden, daß 
die Durchführung des Befehls Nr. 124 
eine politische Reinigungsaktion dar­
stellen sollte und nur als solche 
gerechtfertigt sein konnte. In Wirk­
lichkeit ist eine Sozialisierungsaktion 
großen Stils durchgeführt worden. 
In den formularmäßigen Verfü­
gungen, die den enteigneten Be­
triebsinhabern zugestellt wurden, 
wird lediglich erklärt, daß der Be­
trieb „auf Grund des Befehls 124" 
oder auf Grund des mit ihm zu­

sammenhängenden Befehls Nr. 64 enteignet wird. Dagegen 
ist in keinem einzigen Fall gesagt worden, warum der ent- 
eignete Inhaber als Naziaktivist oder Kriegsverbrecher zu 
gelten habe.
Für die Sequesterkommissionen war es im Regelfälle ein 
ausreichender Enteignungsgrund, wenn der Eigentümer der 
NSDAP oder einer ihrer Gliederungen oder angeschlosse­
nen Verbände auch nur als nominelles Mitglied angehört 
hatte, wenn der Betrieb während des Krieges mit Aufträgen 
der deutschen Wehrmacht belegt war — wogegen er sich 
praktisch nicht wehren konnte — oder ausländische Ar­
beiter beschäftigt hatte. In zahlreichen Fällen sind Betriebe 
enteignet worden, obwohl der Eigentümer eine antifaschi­
stische Betätigung einwandfrei nachweisen konnte. Es sind 
auch Fälle bekannt geworden, in denen Enteignungsgründe 
willkürlich konstruiert wurden. Es ging nicht entscheidend 
um die politische Belastung der Eigentümer. Sie diente nur 
als Vorwand, um die großen und mittleren Betriebe der 
wichtigen Industriezweige aus dem privaten in öffentliches 
Eigentum überzuführen und mit ihnen die Grundlagen für 
eine volkseigene Industrie zu schaffen. Dieses Prinzip ist 
auch vom jetzigen Planungsminister der Sowjetzone, Hein­
rich Rau, der damals Vorsitzer der Obersten Sequester­
kommission war, mit zynischer Offenheit selbst eingestan­
den worden, ln einer Verhandlung über den Einspruch 
gegen die Enteignung eines Betriebes — die Einzelheiten 
können wegen Gefährdung der Beteiligten nicht mitgeteilt 
und deshalb auch mit Dokumenten nicht belegt werden — 
erklärte er zum Schluß: „Im vorliegenden Falle liegen nach 
dem Ergebnis der Beweisaufnahme die Voraussetzungen für 
eine Enteignung tatsächlich nicht vor. Die Enteignungsver­
fügung müßte also an sich aufgehoben werden. Aus politi­
schen Gründen gibt es aber für uns kein Zurück."
Der Befehl der SMAD Nr. 64 vom 17. 4. 1948 erklärte die 
Enteignung von Betrieben auf Grund des Befehls Nr. 124 
für beendet und verbot weitere „Sequestrierungen von 
Eigentum" nach Befehl Nr. 124. In der Präambel zum Be­
fehl Nr. 64 wird ausgeführt, daß durch Enteignungen nach 
Befehl Nr. 124 insgesamt 8 °/o aller meldepflichtigen In-

1. Jeder hat das Recht, allein und in Ge­
meinschaft mit anderen Eigentum inne zu 
haben.

2. Niemand soll willkürlich seines Eigen­
tums beraubt werden.
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